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Kinder mit Behinderung: „Oft 
nur oberflächliche Gutachten“

Von Brigitte Warenski

Innsbruck – Die Fest-
stellung der Pflegestufe 
(Pflegeaufwand) und der 
erhöhten Familienbeihil-
fe (Behinderungsgrad) ist 
für Eltern von Kindern mit 
Behinderung oft eine leid-
volle Erfahrung, berichtet 
Wolfgang Begus, Obmann 
des Vereins Integration 
Tirol.

„Falsche Gutachten ver-
sperren den Weg zu an-
deren Leistungen, die für 
Kinder mit Behinderun-
gen absolut wichtig sind.“ 
Besonders betroffen sind 
laut Begus „vor allem Kin-
der mit nicht körperlichen 
Behinderungen wie Au-
tismus und eher seltenen 
Erkrankungen“. Eltern 
berichten über Gutach-
ten, die oft in einer Vier-
telstunde erstellt werden 
und daher viel zu ober-
flächlich sind. Zudem 
„gibt es leider bis heute – 
obwohl vielfach gefordert 
– keinen einzigen Spe-
zialisten für Kinder mit 
Autismus und ähnlichen 
Verhaltensweisen“. Auch 
berichten Eltern von „sehr 
schlimmen Erfahrungen 
wie teils herablassendem 
Verhalten. Von vorgefer-
tigten Meinungen zu einer 
bestimmten Art von Be-
hinderung und mangeln-
dem Interesse am tatsäch-
lichen Pflegeaufwand.“ 
Nicht nur bei diesen spe-
ziellen Fällen, auch im All-
gemeinen werde „die Pfle-
gestufe von Kindern mit 
Behinderung – von den 
Gutachtern der Pensions-
versicherungsanstalt – zu 
niedrig angesetzt“. Wer 
den Pflegegeldbescheid 
beeinspruchen will, muss 

den Rechtsweg gehen 
und riskiert damit, auch 
auf Gerichtskosten sitzen 
zu bleiben. Dass man wie 
früher den Bescheid „in-
nerhalb der Verwaltung“ 
beeinspruchen kann und 
die Behörde den Fall da-
mit nochmals aufgreift, 
„ist im Sozialbereich eher 
selten. Wir haben eine 
gleiche Situation nur im 
Teilhabegesetz (früher 
Rehagesetz)“, erklärt der 
emeritierte Universitäts-
professor und Jurist Karl 
Weber.

Nicht nur um das fi-
nanzielle Risiko und die 
mögliche Prozesslast geht 
es einer Tiroler Familie. 
„Unser achtjähriger Sohn 
kann seine Hände nicht 
funktionell einsetzen. Im 
Gesetzestext steht, dass 
damit die Pflegestufe 7 
gilt, dennoch wurde er 

von der begutachtenden 
Ärztin nur auf Pflegestufe 
6 eingestuft“, erzählt die 
Mutter, die anonym blei-
ben will. „Es muss doch 
jedes Kind gleich begut-
achtet werden, es kann 
nicht sein, dass sich jeder 
Gutachter seine eigenen 
Regeln trotz Gesetzes-

vorlage macht. Es macht 
mich einfach sehr sprach-
los, dass man für eine ge-
rechtfertigte Pflegestu-
fe kämpfen müsste. Wir 
haben uns dagegen ent-
schieden, weil wir uns um 
die Pflege von unserem 
Kind kümmern müssen, 
statt zu prozessieren“, so 

die Mutter.
„Trotz der Rahmen-

richtlinien und der selbst-
verständlichen Befolgung 
der rechtlichen Vorgaben 
kann es bei der Einschät-
zung des Betreuungsauf-
wandes immer wieder zu 
unterschiedlichen Ein-
schätzungen, auch von 
Fachärzten, kommen. 
Wenn man mit der Ein-
schätzung des Gutachters 
nicht zufrieden ist, kann 
auch der Ombudsmann 
der PVA kontaktiert wer-
den“, sagt PVA-Presse-
sprecher Markus Strad-
ner.

Die Tiroler Familie ist 
nicht die einzige, die sich 
von der PVA (Pflegegeld) 
und dem Sozialministe-
riumservice (erhöhte Fa-
milienbeihilfe) im Stich 
gelassen fühlt. „Die Zahl 
der Eltern, die sich an uns 
wenden, ist massiv gestie-
gen“, so Begus. Dass man 
zu niedrige Pflegegeld-
bescheide nicht hinneh-
men muss, zeige sich aber 
klar. „Wir haben sehr vie-
le Pflegegeldprozesse am 
Arbeits- und Sozialgericht 
mit Eltern geführt und 
99 % davon gewonnen.“

Der Verein Integration Tirol berichtet über „sehr schlimme Erfahrungen“ bei der 
Begutachtung vor allem von Kindern mit Autismus oder seltenen Erkrankungen.

Die Pflegestufe wird „im Allgemeinen zu niedrig angesetzt“, sagt der Verein Integration Tirol. Foto: iStock

Innsbruck – Viele Kinder 
mit Behinderung sind 
neben dem Rollstuhl 
auch auf Hilfsmittel wie 
Stehstütze oder Auto-
Kindersitz angewiesen. 
Die Österreichische Ge-
sundheitskasse (ÖGK) 
übernimmt aber nicht 
die gesamten Kosten für 
die Hilfsmittel. „Eltern 

beklagen immer wieder, 
dass sie die Selbstbe-
halte nicht finanzieren 
können“, so Wolfgang 
Begus. Bei Hilfsmitteln 
„ist eine Kostenbetei-
ligung (Selbstbehalt) 
vorgesehen“, bestätigt 
Evelyne Walch, Pres-
sesprecherin der ÖGK-
Tirol. Einmalig in Ös-

terreich gebe es in Tirol 
aber die Möglichkeit, 
Landeshilfsmittel bei 
der zuständigen Be-
zirksverwaltungsbehör-
de zu beantragen, um 
den Selbstbehalt zu re-
duzieren. „Wir unter-
stützen hier gern bei der 
Antragstellung“, sagt 
Walch. (wa)

Eltern-Kritik am Selbstbehalt


